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Pflichten der Vertragspartner exakt festgelegt werden. Die 
Beziehungen zu den Datenverarbeitungseinrichtungen inner­
halb der Betriebe oder der Organe sind entsprechend zu ge­
stalten.

III.
Datenerfassung

Belege

§4
(1) Daten über gesellschaftliche Prozesse und Erscheinun­

gen sind
— bei manueller Erfassung unverzüglich, spätestens nach Ab­

lauf der Vorgänge,
— bei automatischer Erfassung nach Ablauf der Datenerfas­

sung bzw. -Verarbeitung
einzeln oder zusammengefaßt auf Belegen zu erfassen.

(2) Ein Beleg ist eine in Klartext oder verschlüsselt als 
Datenträger manuell, mechanisch oder automatisch ausgefer­
tigte Urkunde, deren physische Beschaffenheit die Dauer­
haftigkeit der Daten und die Erkennbarkeit von nachträg­
lichen Veränderungen gewährleisten muß.

(3) Ein Beleg hat mindestens folgende Angaben zu enthal­
ten:

— Aussteller,
— Belegnummer bzw. Zuordnungsbegriff,
— Bezeichnung des ökonomischen Prozesses, der ökonomi­

schen Erscheinungen bzw. des Auftrages,
— Mengen- und/oder Wert- und/oder Zeitangaben,
— Datum der Ausstellung und bei Fremdbelegen Datum des 

Eingangs,
— Unterschriften bzw. Signum der Personen, die für die 

Richtigkeit und Vollständigkeit der auf dem Beleg enthal­
tenen Angaben verantwortlich sind, soweit nicht bestimmte 
Sicherungsmittel diese Vorschrift überflüssig machen. Für 
Ausgangsrechnungen entfällt die Unterschriftspflicht.

(4) Verbund-, Zeichenlochkarten und ähnliche maschinen­
lesbare Datenträger sind Belege.

(5) Die mit Hilfe automatischer Datenerfassung gewonne­
nen und in Listen ausgedruckten Einzeldaten bzw. Daten­
verarbeitungssummen gelten als Belege, wenn die zur Daten­
gewinnung eingesetzten Datenerfassungs- und Meßgeräte so­
wie die Datenverarbeitungsprogramme mit ausreichender 
Sicherheit die richtige und vollständige Datenerfassung und 
-Verarbeitung gewährleisten. Die Kontrolle der Funktions­
fähigkeit des Erfassungssystems, der Einhaltung der Vor­
schriften über die Richtighaltung der Meßgeräte durch die 
Ergebnisse periodischer Kontrollen ist prüfbar nachzuwei­
sen. Bei Ausfall automatischer Datenerfassungsgeräte ist 
durch den sofortigen Einsatz von Reservegeräten bzw. die 
Anwendung anderer Erfassungsmethoden die richtige und 
termingerechte Datenerfassung zu sichern.

(6) Als Belege gelten auch die von Betrieben und Organen 
anstelle von visuell lesbaren Belegen einander zugesandten 
maschinenlesbaren Datenträger. Dabei haben die Beteiligten 
die Daueihaf tigkedt der eingetragenen Daten und die Erkenn­
barkeit von nachträglichen Veränderungen für die Dauer der 
Aufbewahrungsfrist zu gewährleisten. Kann die Dauerhaftig­
keit und der Schutz vor nachträglichen Veränderungen tech­
nisch nicht gewährleistet werden, sind die Angaben dieser 
Belege, soweit nicht vertraglich etwas anderes vereinbart 
wird, durch den anfordernden Betrieb bzw. das anfordernde 
Organ vollständig auszudrucken und die Drucklisten aufzu­
bewahren. Der ordnungsgemäße Ausdruck der Angiaben der 
maschinenlesbaren Datenträger in den Drucklisten ist von 
den ausführenden Datenverarbeitungseinrichtungen auf den 
Drucklisten unterschriftlich zu bestätigen.

(7) Auf maschinenlesbare Datenträger übernommene An­
gaben der Belege müssen den ursprünglichen Angaben ent­
sprechen. Im organisatorischen Ablauf der Umwandlung sind 
zur Prüfung der vollständigen und richtigen Übernahme 
geeignete Kontrollmaßnahmen zu berücksichtigen. Falsch 
ausgefertigte maschinenlesbare Datenträger sind nach Fest­
stellung auszusondem und durch neue zu ersetzen oder durch 
Fehlerkorrekturen zu berichtigen. Möglichkeiten der doppel­
ten Umwandlung sind durch organisatorische Maßnahmen 
auszuschließen.

(8) Aus Belegen zum Zwecke der maschinellen Daten­
verarbeitung abgeleitete oder gleichzeitig mit der Ausferti­
gung von Belegen gewonnene maschinenlesbare Datenträger 
gelten mit Ausnahme der im Abs. 6 getroffenen Festlegungen 
nicht als Belege.

(9) Die durch DDR-Standards, durch den Leiter der Staat­
lichen Zentralverwaltung für Statistik sowie durch die Staats­
organe und wirtschaftsleitenden Organe für verbindlich er­
klärten und von der Staatlichen Zentralverwaltung für Sta­
tistik registrierten einheitlichen Primärdokumente sind bei 
der Belegausfertigung anzuwenden. Daten aus Geld- und 
Kreditbeziehungen der Kontoinhaber zu den Kreditinstituten 
sind nur auf solchen Datenträgern zu erfassen, die von den 
Geld- und Kreditinstituten verbindlich eingeführt oder in 
ihrer Anwendung mit ihnen abgestimmt wurden.

§5
(1) Auf Belegen, die Zahlungen unmittelbar auslösen, ist 

die sachliche und die rechnerische Richtigkeit der Beleganga­
ben durch die hierzu Beauftragten unterschriftlich festzustel­
len.

(2) Mit der Feststellung der sachlichen Richtigkeit wird be­
stätigt, daß die Zahlung dem Grunde und der Höhe nach in 
Übereinstimmung mit den Rechtsvorschriften und festgeleg­
ten Begrenzungen oder Genehmigungspflichten an den ange­
gebenen Empfänger, zu dem angegebenen Zeitpunkt, aus den 
zulässigen Finanzierungsquellen und in der vorgesehenen 
Zahlungsweise zu leisten ist. Zur Feststellung der sachlichen 
Richtigkeit von Zahlungen gehört insbesondere die Bestäti­
gung, daß die in Rechnung gestellten Lieferungen und Lei­
stungen
— ordnungsgemäß überprüft und abgenommen wurden,
— den Verträgen, Aufträgen oder Bestellungen entsprechend 

in Umfang, Menge und Qualität sowie mit der vereinbar­
ten Gebrauchseigenschaft und Funktionsfähigkeit vollstän­
dig ausgeführt wurden,

— zu zulässigen Preisen berechnet wurden,
— dem Umfang, dem zeitlichen Aufwand oder der Menge 

nach richtig erfaßt wurden,
— entsprechend den Rechtsvorschriften vom Lieferer bzw. 

Leistenden berechnet werden dürfen,
— soweit sie für Investitionen erbracht wurden, nach der Art 

und dem Wertumfang im Rahmen des für die Durchfüh­
rung des einzelnen Vorhabens bzw. Teilvorhabens mit der 
Grundsatzentscheidung festgelegten Investitionsaufwandes 
liegen.

Mit der Feststellung der sachlichen Richtigkeit wird gleich­
zeitig auch die Verantwortung für die gewissenhaft geprüfte 
Vollständigkeit der Belegangaben übernommen.

(3) Mit der Feststellung der rechnerischen Richtigkeit wird 
bestätigt, daß die dem zu zahlenden Betrag zugrunde liegen­
den Berechnungen geprüft und für richtig befunden wur­
den.

(4) Auf der Grundlage der Feststellungsvermerke über die 
sachliche und die rechnerische Richtigkeit werden die Zah­
lungsbelege durch die hiermit Beauftragten unterschriftlich mit 
Angabe des Datums zur Zahlung angewiesen. Die Zahlungs­
anweisung ist Voraussetzung für Zahlungen zu Lasten von 
Bank- und Postscheckkonten und für Kassenauszahlungen.


